
Dresden: 1. Mai – Nazifrei?
von Leonie Schmidt und Peter Böttcher

Zum 1. Mai haben wir in Dresden gemeinsam mit anderen sozialistischen
Organisationen  eine  antikapitalistische,  revolutionäre  Demonstration
durchgeführt, womit in dieser Stadt zum ersten Mal seit 9 Jahren wieder eine
rote  Demo  am  internationalen  ArbeiterInnenkampftag  stattfand.  Diese
startete  am  Alaunplatz  und  endete  mit  einigen  Unterbrechungen  am
Gewerkschaftshaus  der  DGB.  Laut  und  kämpferisch  zogen  wir  zunächst
durch  die  Neustadt  bis  zum dortigen  Bahnhof.  Dort  sollte  ebenfalls  der
Naziaufmarsch  der  NPD beginnen.  Da  diese  jedoch  bereits  vor  unserer
Ankunft  mit  ihrer  Demonstration  starteten,  sagten  wir  spontan  unsere
Zwischenkundgebung am Bahnhof Neustadt ab und schlossen uns an der
Marienbrücke den Blockaden gegen die NPD an, welche durchaus erfolgreich
waren.

Jedoch konnte die NPD dann doch weiterlaufen – angeblich aufgrund der
Tatsache,  dass sich die Faschos ihren Weg selbst  frei  prügelten (Quelle:
D r e s d e n  N a z i f r e i ,
https://twitter.com/buntesdresden/status/1123605314069323777?s=21)  und
eine zweite Blockade an der Marienbrücke aufgrund von zu langem Zögern
und Unsicherheiten nicht durchgeführt werden konnte. Das zeigt auf, dass 1.
Aktivist_Innen sich während einer Blockade niemals über die ganze Straße
verteilt  hinsetzen  sollten,  da  man  so  keinesfalls  angemessen  schnell
reagieren  kann,  sondern  in  eingehakten  Reihen  stehen  sollten,  um sich
geschlossen bewegen und zur Wehr setzen zu können! 2. Braucht es eine
demokratisch legitimierte Demoleitung, welche über Vorgehen entscheidet,
am besten nach dem Delegierten-Prinzip und nicht bloß Veranstalter, die
über den Lauti durchsagen, dass man überlegen könnte, was zu tun wäre, da
das die Schlagkraft und die Flexibilität von Blockaden erheblich schwächt.
Auch kann festgehalten werden, wenn sich die Nazis den Weg wirklich selbst
frei  geprügelt  haben,  dass  damit  die  Zusammenarbeit  von  Faschos  und
Bullen eine ganz neue, ekelhafte Dimension erreicht hat. Wenngleich es in
der Vergangenheit öfter schon zu internen Skandalen bei der Polizei und dem
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VS kam (bspw. NSU, NSU 2.0,  Maaßen-Affäre etc.),  ist  diese öffentliche
Unterstützung doch etwas Neues. Zwar kann es sein, dass die Polizei gar
nicht  genug  Einsatzkräfte  hatte,  da  der  ganze  Tag  deutschlandweit  von
vielerlei Demos geprägt war. Jedoch kann das keine Entschuldigung dafür
sein, dass militante Neonazis sich ihre Demoroute selbstständig freiprügeln
(laut einzelnen Angaben bei Twitter sogar mit tatkräftiger Hilfe der Cops).

Leider  kam  es  mal  wieder  zu  sektiererischem  Verhalten  durch  die
Veranstalter  des  Gegenprotests  an  der  Marienbrücke.  Wir  und  andere
sozialistische Gruppen wurden darauf angesprochen, dass rote Fahnen nicht
erwünscht seien (ausgerechnet am 1. Mai!) – während gleichzeitig Verdi- und
Grüne-Fahnen  über  der  Blockade  wehten.  Weiterhin  wurden  wir
aufgefordert, das verteilen von Flyern, welche sich inhaltlich gegen die AfD
richteten, einzustellen. Dazu fällt uns dann tatsächlich nicht mehr viel ein.
Während Dresden Nazifrei aufgrund der verhältnismäßig kleinen Blockaden
auf  Twitter  um Unterstützung  bat,  die  Leute  vom Lauti  aus  aufgerufen
wurden,  doch  bitte  unbedingt  da  zu  bleiben,  die  Cops  offen  mit  einer
Räumung drohten und Faschos sich selbst unweit des Geschehens den Weg
frei prügelten, spalteten die Organisatoren vor Ort also den Gegenprotest
und gefährdeten  damit  den  Erfolg  der  antifaschistischen Blockaden.  Wir
haben  uns  dennoch  dazu  entschieden,  dort  zu  bleiben  und  somit  das
Verhalten der Sektierer als nicht hinnehmbar zurückgewiesen.

Dennoch  waren  die  Blockaden  erfolgreich,  da  die  NPD  nach  ihrem
Durchbruch nur eine stark verkürzte Route lief und auch nicht durch die
Innenstadt  ziehen  konnte.  Des  Weiteren  waren  es  nur  knapp  200
Teilnehmer_Innen, obwohl das Doppelte angemeldet war.Danach setzen wir
unsere eigene revolutionäre 1. Mai Demo fort, da wir weiterhin neben den
notwendigen  Aktivitäten  gegen  den  Naziaufmarsch  auch  unsere  eigenen
antikapitalistischen Akzente setzen wollten.Weiterhin lautstark kamen wir
vor dem DGB-Haus in Dresden Mitte an und hielten mehrere Reden. Unsere
handelten  vor  allem  von  der  Dringlichkeit  einer  antifaschistischen
Einheitsfront  und  des  Aufbaus  einer  sozialen  Bewegung  gegen  den
Rechtsruck,  von  der  Notwendigkeit  der  revolutionären  Überwindung des
kapitalistischen  Systems,  warfen  eine  sozialistische  Perspektive  auf  und



richteten  sich  gegen  den  Reformismus  sowie  den  Opportunismus  der
Führung  der  Gewerkschaften  und  der  Sozialdemokratie,  ganz  nach  dem
Motto: Sozialismus oder Barbarei.

Nach unserer Abschlusskundgebung entschlossen wir uns noch dazu, gegen
die AfD am Neumarkt zu protestieren, da diese dort völlig ungestört ihr
sogenanntes „Maifest“ abhalten konnte. Diese Wahlveranstaltung reihte sich
mit ein in die Versuche von AfD, NPD, III. Weg und anderen Rechten, den 1.
Mai für ihre Zwecke zu vereinnahmen. Die Polizei war zwar vor Ort, musste
aber nichts tun, da die AfD anfangs ungestört und umringt von Tourist_Innen
und Dresdner_Innen, die den freien Tag genossen, ihre rassistische Scheiße
propagieren konnte. Es gab vorerst keinen Gegenprotest. Kurz nachdem wir
angekommen waren,  konnte dann aber  durch andere Aktivist_Innen eine
Gegenkundgebung  angemeldet  werden,  welche  allerdings  nur  in  einiger
Entfernung genehmigt wurde, so dass von Protest in Hör- und Sichtweite
kaum die Rede sein konnte. Die Beteiligung am Gegenprotest war ziemlich
gering, es waren ca. 30 – 40 Leute, die größtenteils saßen, da die meisten
Menschen wohl nach den Blockaden gegen die NPD zu erschöpft waren oder
gleich den Heimweg antraten. Dennoch war die Kundgebung lautstark und
extrem wichtig, denn die AfD stellt in Sachsen gerade eine sehr akute Gefahr
dar, die vor allem nach den Landtagswahlen stärkste Kraft werden könnte
und sich somit sicher an der sächsischen Landesregierung beteiligen würde.
( m e h r  I n f o s  h i e r :
http://arbeiterinnenmacht.de/2019/04/03/landtagswahlen-und-rechtsruck-in-s
achsen/).  Für  uns  als  Jugendliche,  Migrant_Innen,  Frauen  und  LGTBIA*-
Menschen ist die AfD aktuell auch eine realere Gefahr als die NPD. Sicherlich
steht die NPD rechts von der AfD, ist offen faschistisch, steht in Verbindung
mit Rechtsterroristen usw. Jedoch ist sie als Partei, auch in Sachsen, kaum
noch relevant. Dementsprechend müssen wir auch den Protest gegen die AfD
stärker forcieren und für kämpferischen, massenhaften Widerstand sorgen.
Rein symbolischer Protest wird die Rassist_Innen und Sexist_Innen der AfD
nicht  aufhalten,  wir  müssen  uns  überall  dort  organisieren  und
Selbstverteidigungskomitees gegen die Angriffe von Faschos und Rechten
bilden, wo wir täglich leben, lernen und arbeiten – also in der Schule oder
Uni, auf der Arbeit, im Kiez, usw. Und selbstverständlich müssen wir den
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Kampf gegen den Rechtsruck mit einer sozialistischen und revolutionären
Perspektive  verbinden,  da  der  Kapitalismus  mit  seinen  immer
wiederkehrenden Krisen erst den Nährboden für rassistisches, sexistisches
und antisemitisches Gedankengut bildet. Auch der Faschismus ist letztlich
Ausdruck und Folge bürgerlicher Herrschaft. Daher kann die faschistische
Gefahr auch erst durch die Zerschlagung des Kapitalismus an sich endgültig
gebannt werden.

Berliner  Abgeordnetenhaus  –
Haben wir eine Wahl?
Am 18. September sind die Wahlen zum Abgeordnetenhaus, dem Berliner
Parlament. Viele von uns fragen sich, wen sie wählen wollen. Ob sie wählen
sollten oder wählen würden, wenn sie könnten. Kurz vor der Wahl beginnen
alle bürgerlichen Parteien in ungewohnter Manier, um die Gunst des Wählers
zu streiten. Streiten scheint der richtige Ausdruck zu sein, wenn man sich die
hitzigen Debatten anschaut, die auf allen Ebenen ausgetragen werden. Keine
Zeitung, keine Straße, keine Unterhaltung in der Öffentlichkeit kommt ohne
die Diskussion zwischen den Parteien aus. Doch wie sehr unterscheiden sie
sich  wirklich,  für  welche  Politik  stehen  diese  Parteien?  Vertreten  sie
tatsächlich  die  Interessen  von  uns  Jugendlichen?

Unsere Probleme…

Gerade als Jugendliche sind wir besonders gerne im Fokus der Parteien, im
positiven, wie im negativen Sinne. Trotz den Versprechen unsere Probleme
zu lösen, die jede Wahl von neuem gemacht werden, haben wir immer noch
eine ganze Menge davon. Der öffentliche Nahverkehr, mit dem wir täglich
zur Schule, zu Freunden oder unserem Lieblingsclub unterwegs sind, wird
immer  teurer.  Jetzt  soll  auch  noch  die  S-Bahn  privatisiert  werden!  Das
gleiche gilt für die meisten Dinge in unserem Alltag, wie zum Beispiel unsere
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Mieten.  Besonders  diejenigen  von  uns,  die  bereits  für  die  eigene  Miete
aufkommen müssen,  wissen  wie  hart  das  ist!  Vor  allem,  wenn  man  als
Aushilfskraft, Auszubildender oder arbeitsloser Jugendlicher in Berlin lebt,
spürt  man die  Probleme besonders  scharf.  Wenig  Arbeitsplätze,  niedrige
Löhne, unterfinanzierte Bildung, geschlossene Jugendclubs, teure Preise in
Clubs und Supermärkten, eine Polizei die uns schikaniert und immer mehr
Privatisierung – das sind unsere Probleme!

CDU und FDP, kein Versprechen, sondern eine Drohung!

Die CDU wirbt mit „Sicherheit“ und dem einfallsreichen Satz „Damit sich was
ändert“.  Zusammen mit  der  FDP,  die  in  den Umfragen gerade die  zwei
Prozentmarke  knackt,  versucht  sie  sich  als  Partei  des  wirtschaftlichen
Fortschritts  zu  verkaufen.  Vor  allem  aber  als  Partei,  die  mal  richtig
„durchgreift“!  Sie  verspricht  Härte  und  Kompromisslosigkeit  gegenüber
immer krimineller werdenden Jugendlichen. Abgesehen von der Tatsache,
dass die Kriminalität von Jugendlichen in den vergangenen zehn Jahren stark
zurückgegangen  ist,  verschleiern  CDU  und  FDP  den  Hintergrund  für
Jugendkriminalität. Dieser ist nämlich nicht unerklärlich, sondern hängt mit
sozialen Problemen, letztlich der Gesellschaft in der wir leben, zusammen.
Unseren Problemen, die diese Parteien nicht lösen wollen. Im Bundestag
oder in Baden-Württemberg haben sie gezeigt, dass sie nicht die Parteien
sind, die sich „Sozial“ auf die Fahnen schreiben können. Sie stehen vor allem
für stärkere Überwachung, Sparpolitik in Bund, Ländern und Kommunen, die
Kriminalisierung von Jugendlichen,  Migrant_innen und einer  verschärften
Politik gegen Arbeitslose. Sie machen ganz offen Politik für die Reichen und
Unternehmer, nicht für uns!

Die Grünen – die etwas andere linke Alternative?

Ganz groß im Rennen sind momentan die Grünen. Sie standen an der Spitze
der Antiatombewegung und bei den Protesten gegen S21. Doch wie „links
und grün“ sind sie wirklich? Als sie das letzte mal in der Bundesregierung
zusammen mit der SPD waren, begannen sie innerhalb weniger Jahre zwei
Kriege – in Kosovo und in Afghanistan, über den Irakkrieg spekulierten SPD
und Grüne. Sie waren Verantwortlich für die unsoziale Agenda 2010 und für



die Arbeiter- und Arbeitslosenfeindlichen Hartzgesetze (Hartz 4). Doch auch
was Umwelt anging, haben sie sich nichts verdient gemacht. 2003 kam mit
Rot-Grün  die  erste  Verlängerung  der  AKW-Laufzeiten  für  die  Atomlobby
zustande.  Diese  Verlängerung  ermöglichte  Schwarz-Gelb  überhaupt  erst
einen weiteren, wenn auch gescheiterten, Atomdeal in die Wege zu leiten! In
Hamburg ließen sie zusammen mit der CDU Proteste gegen den Neubau
eines Kohlekraftwerkes von der Polizei niederknüppeln. Auch in Stuttgart
haben sie gezeigt, dass sie keine Versprechen halten können. Anstatt S21
sofort dicht zu machen, tricksen sie herum, während die DB weiter bauen
kann.  Die Grünen sind also keine Alternative zu anderen Parteien.  Viele
glauben,  die  Grünen wären kommunal  linker,  grüner  oder  das  „kleinere
Übel“. Wir sagen, dass eine Partei, die auf Bundesebene Kriege, Sozialabbau
und Atomdeals gemacht hat, auch kommunal keine Stimme haben sollte!

Freiheit, NPD und Pro Deutschland – Keine Plattform für Faschisten
und Rassisten!

Die Freiheit und Pro Deutschland geben sich als Bürgerbewegung. Doch sie
sind nichts mehr als Rassisten unter dem Deckmantel einer „Islamkritik“. Ihr
Programm  Hetzt  nicht  nur  gegen  Migrant_innen.  Ihre  Vorschläge  sind
zutiefst  autoritär.  Sie  verleugnen  Armut,  Arbeitslosigkeit,  die  Krise  und
soz ia le  Bedürfn isse  nach  Bi ldung,  Rente  und  e inem  guten
Gesundheitssystem. Dem stellen sie ihren Rassismus und polizeistaatliche
Versprechungen entgegen. Sie spalten den Widerstand von Gewerkschaftern,
Arbeitslosen, Arbeitern, Migranten und Jugendlichen gegen die Krise und
soziale  Angriffe… Die NPD geht  noch weiter  –  Sie  ist  eine faschistische
Partei!  Ihr  reichen  Worte  und  der  Staatsapparat  nicht  aus.  Sie  hat
Verbindungen in Kameradschaften, zu autonomen Nationalisten und anderen
Nazis  in  und  Reihen.  Sie  organisiert  gewaltsame  Angriffe  gegen  (linke)
Jugendliche, Gewerkschafter, Arbeitslose und Migranten. Sie wollen sozialen
Widerstand schwächen, Verunsicherung und Angst unter die im Kapitalismus
Unterdrückten tragen.  Diese Parteien darf  man nicht  wählen,  man muss
ihnen  konsequent  entgegentreten.  Wir  müssen  uns  selbst  und  unsere
Stadtteile, wenn nötig auch militant, gegen sie verteidigen. Dort wo diese
Parteien sich auf die Straße oder ein Podium wagen, müssen wir öffentlichen



Widerstand gegen sie organisieren.

Vielleicht mal die…Piratenpartei?

Die Piraten stellen sich als die neue, nie da gewesene Alternative dar. Doch
ihre Versprechen sind genauso alt, wie die anderen Parteien. Die Piraten
haben  zum  Teil  recht  verständliche  und  gute  Forderungen  nach  mehr
Demokratie und Beteiligung. Sie hinterfragen aber nicht die Gründe, warum
„Demokratie  und  Beteiligung“  abgebaut  werden.  Ihr  Programm  ist  ein
Programm von Illusionen in den Staat,  den sie  kritisieren wollen,  in  die
Privatwirtschaft, die sie für korrupt halten – letztlich in den Kapitalismus, der
nicht einmal in ihrem Wahlprogramm erwähnt wird. Anstatt die Besteuerung
von Reichen zu fordern,  um ihre Forderungen durchzusetzen,  halsen sie
lieber allen noch mehr Steuern auf! Sie reden von Mitbestimmung, haben
aber  keine  Vorstellung,  wie  man  die,  die  jetzt  bestimmen,  nämlich  die
Kapitalisten und ihre Staatsbürokraten, aufhält. Vielleicht mal die… Piraten?
Lieber nicht!

SPD und LINKE – welche Perspektive weisen sie?

SPD  und  LINKE  haben  seit  neun  Jahren  in  Berlin  regiert.  Die  beiden
Parteien,  die  sich  als  die  sozialen  Parteien  darstellen,  haben  nichts
grundlegend  verändert.  Erst  recht  nicht,  wenn  man  sich  ihre
Wahlversprechen  vor  Augen  hält!  Die  SPD  konnte  vor  allem  mit  ihrem
ehemaligen Berliner Finanzsenator Thilo Sarrazin „glänzen“, der bis heute
Mitglied dieser Partei  ist.  Gemeinsam in der Regierung mit der LINKEN
wurde die Privatisierung von S-Bahn, Wasserbetrieben und der Sparkasse
vorangetrieben.  Auch,  und  vor  allem  im  Bildungsbereich  gab  es  immer
wieder Widerstand von Schülern, Eltern und Lehrern gegen Rot-Rot. Zuletzt
ging die Rot-Rote Regierung massiv gegen streikende Lehrer und Schüler
vor,  die  eine  bessere  Bildung  forderten.  Beide  Parteien  bieten  keine
Perspektive  gegen  das  bestehende  System,  den  Kapitalismus!  Sie  sind
reformistische  Parteien,  die  sich  auf  das  Parlament,  anstatt  auf  den
Widerstand auf der Straße gegen Armut, Arbeitslosigkeit, Niedriglöhne und
Sozialabbau,  verlassen.  Doch sie sind nicht einmal dazu in der Lage die
dringendsten Bedürfnisse nach erschwinglichen Mieten, finanzierter Bildung



und  kostengünstigem  Nahverkehr  zu  lösen,  wenn  sie  erst  einmal  im
Parlament sind. Auf bundesweiter Ebene wollte die SPD keinen Widerstand
gegen die Sparpakete, die Folgen der Krise und massenhaften Entlassungen
organisieren.  Die  LINKE  hingegen  war  immerhin  in  der  Anti-Krisen
Bewegung  vertreten.

DKP, MLPD, PSG – revolutionäre Parteien?

Einige  Linke  glauben,  dass  man  den  kleinen  „radikalen“  Parteien  eine
Stimme  geben  sollte,  da  sie  revolutionär  wären.  Schaut  man  sich  das
Wahlprogramm der DKP an, so wird man feststellen, dass es im Grunde eine
linke Kopie des Linksparteiprogramms ist. Die MLPD ist eine stalinistische
Organisation, die eben weder fortschrittlich ist,  geschweige denn sich an
Bündnissen gegen soziale Angriffe beteiligt. Zuletzt die PSG, auch wenn ihr
Programm das „linkeste“ ist – sie tritt nur zum Wahlkampf in Erscheinung.
Diese  Organisationen haben weder  eine  revolutionäre  Programmatik  und
Praxis,  geschweige  denn  eine  Massenbasis,  um die  es  sich  politisch  zu
kämpfen lohnt! Im Gegensatz zur LINKEN…

LINKE wählen – aber Widerstand organisieren!

Zwar teilen wir nicht die Hoffnungen vieler Wähler, dass die LINKE, wenn sie
erst einmal regiert etwas anders macht. Wir denken aber, dass die Wähler
und viele Mitglieder der Linkspartei etwas anderes wollen als die anderen
Parteien. Die Linkspartei verspricht einen Kampf gegen die Rente mit 67,
gegen den Krieg in Afghanistan, gegen Leiharbeit, Niedriglöhne, Hartz 4, für
bessere  Bildung,  die  Besteuerung  der  Reichen  und  die  Entlastung  der
einfachen Arbeiter und Jugendlichen. Umso mehr fordern wir sie auf, für
diese Ziele wirklich zu kämpfen. Auch im Jugendbereich, wo ihre Jugend-
(solid) und Studentenorganisationen (SDS) eine wichtige
Rolle  spielen,  müssen  wir  die  LINKE  zum  Kampf  gegen  Bildungs-  und
Sozialabbau  auffordern.  Viele  Forderungen  der  Linkspartei  können  wir
unterstützen, doch wir treten für andere Kampfmethoden ein. Wir sind für
Massenstreiks, für Betriebs-, Schul- und Universitätsbesetzungen und für den
Aufbau  einer  klassenkämpferischen  Basisbewegung  in  den  Schulen,
Universitäten,  Betrieben  und  Gewerkschaften.  Wir  sagen  den  jetzigen



Wählern  der  LINKEN,  wir  rufen  die  Beschäftigten,  Arbeitslosen  und
Jugendlichen auf – Wählt die LINKE, aber kämpft für eure Forderungen,
organisiert Widerstand gegen Krise, Bildungs- und Sozialabbau. Wir werden
mit  euch  kämpfen  und  zeigen,  dass  nur  revolutionäre  Methoden  die
Kapitalisten schlagen können! Eine erfolgreiche Wahl für die LINKE würde
nicht  nur  die  Hoffnungen  und  den  Kampfgeist  der  fortschrittlichsten
Jugendlichen  und  der  Arbeiter  stärken,  sondern  sie  in  den  direkten
Widerspruch zu  den sozialdemokratischen Führern  der  LINKEN bringen.
Letztendlich brauchen wir eine revolutionäre Partei, die in der Praxis für das
kämpft, was sie sagt. Eine Partei, die die Tageskämpfe gegen Sozialabbau
und Entlassungen mit dem Kampf gegen ihre Ursachen verbindet – Dem
Kapitalismus und seinem Staat! Eine solche Partei ist und wird die LINKE nie
sein, aber viele ihrer jetzigen Wähler und Mitglieder würden einer solchen
Partei angehören.

Kämpft  gemeinsam  mit  uns  für  eine  revolutionäre  Partei  und
Jugendorganisation.  Ob gegen höhere Mieten,  für bessere Bildung
oder gegen die Faschisten, REVOLUTION wird gemeinsam mit euch
für eure Interessen einstehen!


